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Beschluß 


ln der Anfechtungssache der Cooperative Baden, Karlsruhe, (V 3/70) und des 
Tilman Mildenberger u. a., Karlsruhe (V 7/70) 

gegen die Gültigkeit des Volksentscheids im Gebietsteil Baden des Landes 

Baden- Württemberg vom 7. Juni 1970 # 

hat der Deutsche Bundestag in seiner . . . Sitzung am 

beschlossen: 

Der Einspruch wird zurückgewiesen. 

Den Einspruchsführem werden ein Zehntel ihrer notwendigen Auslagen ersetzt. 


Tatbestand 

A. 

Die Cooperative Baden hat mit Schreiben vom 
4. Juli 1970 Einspruch gegen die Gültigkeit des 
Volksentscheids im Gebietsteil Baden des Landes 
Baden-Württemberg vom 7. Juni 1970 eingelegt und 
begründet. 

Die Einpruchsführer Tilman Mildenberger u. a. 
haben sich mit Schreiben vom 9. August 1970 der 
Anfechtung der Cooperative Baden angeschlossen. 

Der Bundesminister des Innnern hat am 10. Juli 1970 
das Gesamtergebnis des gemäß Artikel 29 Abs. 3 
des Grundgesetzes durchgeführten Volksentscheids 
bekanntgegeben. 


Nach § 3 des Gesetzes über den Volksentscheid 
im Gebietsteil Baden des Landes Baden-Würt- 
temberg gemäß Artikel 29 Abs. 3 des Grund- 
gesetzes vom 26. Februar 1970 (Bundesge- 
setzbl. I S. 201) ist für die Wiederherstellung 
des früheren Landes Baden eine Mehrheit, die 
mindestens der zum Landtag wahlberechtig- 
ten Bevölkerung im Gebietsteil Baden umfaßt 
(= Quorum), notwendig, mithin 641 662 Stim- 
men. Diese Stimmenzahl wurde nicht erreicht. 
Der Volksentscheid hat vielmehr eine Mehrheit 
für den Verbleib des Gebietsteils Baden beim 
Lande Baden-Württemberg ergeben. 

— Bundesanzeiger Nr. 123 vom 10. Juli 1970 — 


1 . 


In dieser Bekanntmachung heißt es: 


„Der Landesabstimmungsausschuß hat in seiner 
Sitzung am 18. Juni 1970 das Gesamtergebnis 
der Abstimmung des am 7. Juni 1970 gemäß 
Artikel 29 Abs, 3 des Grundgesetzes im Ge- 
bietsteil Baden des Landes Baden-Württemberg 
durchgeführten Volksentscheids wie folgt fest- 
gestellt: 

Abstimmungsberechtigte 2 566 646 
Abgegebene Stimmen . . 1 606 502 (= 62,83 ®/o) 

Ungültige Stimmen .... 8 024 

Gültige Stimmen 1 598 478 


Davon 

für die Wiederher- 
stellung Badens 

abgegebene Stimmen .. 288 813 (= 18,07 ®/o) 

Für den Verbleib 
Badens beim Land 
Baden-Württemberg 

abgegebene Stimmen .. 1 309 665 (= 81,93 Vo) 


Zur Begründung ihres Einspruchs tragen die Ein- 
spruchsführer im wesentlichen vor: 

1. Die Regierung des Landes Baden-Württemberg 
habe in massiver Weise in den Abstimmungs- 
kampf im ehemaligen Gebietsteil Baden des Lan- 
des Baden-Württemberg zugunsten der Erhal- 
tung des Landes Baden-Württemberg eingegrif- 
fen. Sie habe damit die gebotene Neutralität 
verletzt. Dadurch sei insbesondere auch die 
Chancengleichheit bei der Volksabstimmung ver- 
letzt worden. Als gebietsfremde staatliche Orga- 
nisation sei sie nicht berechtigt gewesen, durch 
ihr Eingreifen in den Abstimmungskampf die 
gebietsstaatlichen Selbstbestimmungsrechte und 
Souveränitätsansprüche der badischen Bevölke- 
rung im ehemaligen Gebietsteil Baden des Lan- 
des Baden-Württemberg zu verletzen. 

2. Die Regierung des Landes Baden-Württemberg 
habe im Rahmen dieser unzulässigen Einmi- 
schung insbesondere durch folgende Verspre- 
chungen ein unrichtiges Wahlergebnis herbei- 
geführt: 
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a) Ministerpräsident Dr. Filbinger habe entge- 
gen dem Kreisreformmodell seiner Regierung 
vielen Kreisen die Nichtauflösung verspro- 
chen. 

b) Während des Abstimmungskampfes habe der 
Landtag des Landes Baden-Württemberg 
einen Beschluß dahin gehend gefaßt, daß die 
Schwarzwald-Bahn vorfinanziert werden 
solle. Der Zeitpunkt des Beschlusses sei ab- 
sichtlich so gewählt worden, daß er in die 
Wahl ab Stimmung gefallen sei und dadurch 
Wählerstimmen mobilisiert worden seien. 

c) Innenminister Krause habe in einer Presse- 
konferenz in Stuttgart am 3. Juni 1970 den 
Bau von sechs Brücken über den Rhein, den 
Ersatz von zwei weiteren Brücken und die 
Umstellung von zwei Seilfähren auf Motor- 
betrieb versprochen. Diese Versprechungen 
seien zum Teil unrichtig bzw. nicht realisier- 
bar. Der mittelfristige Finanzplan sähe hier- 
für keine Mittel vor. Im übrigen seien diese 
Vorhaben mit den französischen Behörden 
im Detail nicht abgesprochen worden. 

d) Von der Regierung des Landes Baden-Würt- 
temberg, insbesondere von Ministerpräsident 
Dr. Filbinger, sei weiter die Errichtung von 
Kernkraftwerken am Oberrhein versprochen 
worden. Von 1974 an solle alle zwei Jahre 
ein neues Kernkraftwerk errichtet werden. 

Dieses Versprechen sei unwahr und irrefüh- 
rend. Durch den Bau der schweizerischen 
Atomkraftwerke am Hochrhein sei die Auf- 
heizungsmöglichkeit des Hochrheins und des 
Bodensees bereits zu 80 Vo ausgeschöpft. Die 
Entscheidungen der Schweiz könnten nicht 
mehr korrigiert werden, weil die Regierung 
des Landes Baden-Württemberg es unterlas- 
sen habe, rechtzeitig Einsprüche zu erheben. 

e) Schließlich habe Ministerpräsident Dr. Filbin- 
ger, insbesondere auch Innenminister Krause, 
im Heidelberg-Mannheimer Raum — auf die 
Abstimmung in diesem Raum gezielt — die 
Neugliederungsfrage angesprochen. Er habe 
besonders herausgestellt, daß er sofort nach 
der Abstimmung mit dem Ministerpräsiden- 
ten des Landes Rheinland-Pfalz Neugliede- 
rungsgespräche führen würde, um den Rhein 
als politische und wirtschaftliche Grenze zu 
überwinden. Dieses Versprechen sei für das 
nordbadische Gebiet in Mannheim, Heidel- 
berg und auch Karlsruhe von entscheidender 
Bedeutung gewesen. Dadurch seien viele 
Badener umgestimmt worden. Diese Verspre- 
chungen hätten die Abstimmung massiv be- 
einflußt. 

Zum Beweis ihrer Behauptungen haben die Ein- 
spruchsführer die Vernehmung des Minister- 
präsidenten Dr. Filbinger, des Innenministers 
Krause und des Einanzministers Gleichauf bean- 
tragt. Hätte die Regierung des Landes Baden- 
Württemberg und ihr Ministerpräsident diese 
Versprechungen der badischen Bevölkerung im 
Abstimmungskampf nicht gemacht, so wäre die 


Volksabstimmung für die Badener positiv ver- 
laufen. Dies sei nicht auszuschließen, weil die 
Versprechungen ein entscheidendes Gewicht ge- 
habt hätten. 

3. Die Einspruchsführer behaupten ferner, die Mini- 
sterien des Landes Baden- Württemberg hätten 
sich in die Abstimmung eingemischt, indem sie 
Rundschreiben an die Beamten verschickt und 
sie auf ihren Diensteid hingewiesen hätten, der 
sie verpflichten würde, für die Beibehaltung des 
Landes Baden- Württemberg einzutreten. In den 
Rundschreiben an die Lehrer des Landes Baden- 
Württemberg seien diese angehalten worden, 
im Staatskundeunterricht für die Erhaltung des 
Landes Baden- Württemberg einzutreten. 

Zum Beweis ihrer Behauptungen haben die Ein- 
spruchsführer die Vernehmung aller Minister 
und aller zuständigen Ministerialbeamten des 
Landes Baden- Württemberg beantragt. Die Rund- 
schreiben stellten einen eklatanten undemokra- 
tischen Verstoß dar. Die freie Meinungsäuße- 
rung und das Recht der freien Wahl seien da- 
durch verletzt worden. Diese Verletzung sei be- 
sonders grob, weil ein berufliches und wirt- 
schaftliches Abhängigkeitsverhältnis gegenüber 
den Bediensteten mißbraucht worden sei. 

4. Nachdem die Regierung, der Landtag, die Par- 
teien, öffentliche Organisationen, der Deutsche 
Gewerkschaftsbund, Industrie- und Handelskam- 
mer sowie Interessenverbände verschiedenster 
Art in unzulässiger Weise unter Verletzung der 
Neutralitätspflicht und Chancengleichheit in den 
Abstimmungskampf eingegriffen hätten, sei von 
Presse, Rundfunk und Fernsehen diesen Institu- 
tionen und Organisationen breiter Raum in den 
öffentlichen Publikationsmitteln eingeräumt wor- 
den, obwohl Träger des Abstimmungskampfes 
allein der Verein „Vereintes Baden- Württem- 
berg e. V." und die „Badischen Abstimmungsko- 
mitees" gewesen seien. Insbesondere habe die 
Regierung, voran Ministerpräsident Dr. Filbin- 
ger, in Presse, Rundfunk und Fernsehen ein brei- 
tes Gebiet öffentlicher Publikation erhalten. Da- 
mit sei die Chancengleichheit in grobem Maße 
verletzt worden. Die öffentlichen Darstellungs- 
möglichkeiten für den badischen Standpunkt 
seien im Verhältnis zu den Darstellungsmöglich- 
keiten für den Standpunkt der Erhaltung des 
Landes Baden- Württemberg sehr knapp bemes- 
sen gewesen, so daß ein grobes Mißverhältnis 
bestanden habe. 

Durch diese Meinungsmanipulation der öffent- 
lichen Kommunikationsmittel sei das Abstim- 
mungsergebnis entscheidend beeinträchtigt wor- 
den. Es läge ein unzulässiger Mißbrauch der 
freien Meinungsbildung vor. Die Chancengleich- 
heit hätte es verlangt, daß den Befürwortern der 
badischen Frage im gleichen Maße die öffent- 
lichen Kommunikationsmittel zur Verfügung ge- 
standen hätten. 

5. Die Einspruchsführer behaupten ferner, daß sich 
außer der Landesregierung der Landtag, die Par- 
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teien, der Deutsdie Gewerksdiaftsbund, Stadt- 
und Gemeinderäte sowie verschiedene andere 
öffentlich-rechtliche Institutionen in unzulässiger 
Weise in den Abstimmungskampf eingemischt 
hätten. Insbesondere seien durch eindeutige 
Stellungnahmen und Aufforderungen, für das 
Land Baden-WürUeiriberg eiiizutreten, die freie 
Selbstbestimmung der badischen Bevölkerung 
verletzt worden. 

So habe der Landtag von Baden-Württemberg in 
seiner 72. Sitzung am 27. Mai 1970 eine Ent- 
schließung gefaßt, in der alle stimmberechtigten 
Bürger des Gebietsteils Baden aufgerufen wor- 
den seien, sich an der Abstimmung zu beteiligen, 
damit nicht eine kleine Minderheit über das 
Schicksal eines Landes mit über 8 Millionen Ein- 
wohnern entscheiden solle. In Ziffer 4 dieser 
Entschließung habe der Landtag insbesondere 
vor den Folgen einer Trennung des Landes, die 
den Gebietsteil Baden bei erheblich sinkendem 
Steueraufkommen vor die schwere Aufgabe stel- 
len würde, nicht nur fünf Universitäten mit dem 
Blick auf die gesteigerten Notwendigkeiten des 
begonnenen Jahrzehnts, sondern auch die Ein- 
richtung eines Landtages und etwa acht neuer 
Ministerien in Baden zu finanzieren, gewarnt. 
Diese Entschließung sei in Presse, Rundfunk und 
Fernsehen wiederholt verbreitet worden. Außer- 
dem sei eine eigens gedruckte Broschüre dieser 
Entschließung in Millionenauflage im ganzen 
Land verteilt worden. 

In einem Aufruf des Freiburger Gemeinderates 
vom 3. Juni 1970 lan die Stimmberechtigten der 
Stadt Freiburg heiße es u. a.: 

„Der Gemeinderat gibt zu bedenken, daß 
die Aufbauleistungen der Stadt bei der Lö- 
sung der Probleme des Wohnungsbaues, des 
Schulhausbaues und des Straßenbaues ohne 
die namhaften finanziellen Zuschüsse des 
finanzstarken Landes Baden-Württemberg 
nicht möglich gewesen wäre." 

Ferner habe z. B. der Gemeinderat der Stadt 
Oberkirch am 5. Juni 1970 folgende Entschlie- 
ßung gefaßt: 

„l.Der Gemeinderat appelliert an die Be- 
völkerung der Stadt, am 7. Juni 1970 von 
ihrem Stimmrecht Gebrauch zu machen. 

2. Der Zusammenschluß der Länder Baden 
und Württmberg hat sich in wirtschaft- 
licher, sozialer und kultureller Hinsicht 
als eine sinnvolle Neugliederung im Bun- 
desgebiet erwiesen und bewährt. Auch 
die Stadt Oberkirch verdankt der starken 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des 
Landes Baden-Württemberg die Erfül- 
lung großer Aufgaben zum Wohle der 
Bevölkerung. 

Die Auflösung der in den vergangenen 
Jahren gewachsenen Einheit der früher 
selbständigen Länder würde unsichere 
Verwaltungs- und Wirtschaftsverhält- 
nisse schaffen. 


Eine nachteilige Entwicklung des ba- 
dischen Landesteiles sollte daher verhin- 
dert werden, und es wäre zu wünschen, 
daß eine große Mehrheit sich für die Er- 
haltung des Landes Baden- Württemberg 
entscheidet. 

3. Der Gemeinderat spricht sich einstimmig 
für die Beibehaltung des Landes Baden- 
Württemberg und gegen die Aufteilung 
des Landes in die alten Länder Baden 
und Württemberg aus." 

Durch diese und andere Aufrufe bzw. Entschlie- 
ßungen öffentlich-rechtlicher Institutionen sei der 
Abstimmungskampf entscheidend beeinflußt 
worden. Als Organe nach der Gemeindeordnung 
des Landes Baden- Württemberg seien die Ge- 
meinderäte zur Neutralität verpflichtet gewesen, 
da sie nicht Träger des Abstimmungskampfes 
gewesen seien. 

6. Auch Stadtverwaltungen hätten sich nicht ge- 
scheut, das Abstimmungsergebnis zu manipulie- 
ren und zu verfälschen. So seien z. B. von Ange- 
stellten der Stadt Heidelberg Flugblätter, die 
von Wahlhelfern der Badischen Abstimmungs- 
kommitees hinter die Scheibenwischer von Kraft- 
fahrzeugen gesteckt worden waren, im Aufträge 
der Stadtverwaltung entfernt worden. Auf Ein- 
spruch der Wahlhelfer seien sie mit Schaufeln 
auf diese losgegangen; außerdem seien in Hei- 
delberg Plakatflächen und Plakate von städti- 
schen Bediensteten beseitigt und in den Neckar 
geworfen worden. 

In Karlsruhe am Hauptbahnhof und an verschie- 
denen Rathäusern in anderen Orten seien von 
den jeweiligen Stadtverwaltungen das Spruch- 
band des Vereins „Vereintes Baden- Württem- 
berg e. V." „Gemeinsam sind wir stark" ange- 
bracht worden. 

In verschiedenen Städten seien Werbeplakate 
nur von dem Verein Vereintes Baden-Württem- 
berg e. V. zugelassen worden. In Pforzheim hät- 
ten z. B. Plakate der Badischen Abstimmungs- 
kommitees entfernt werden müssen, weil es sich 
um einen Sperrbezirk gehandelt habe; an glei- 
cher Stelle seien jedoch dann Plakate des Ver- 
eins Vereintes Baden-Württemberg e. V. aufge- 
stellt worden, 

7. Die Einsp ruchs führe r rügen weiter, daß das Ab- 
stimmungsergebnis durch Täuschungen und Dro- 
hungen in entscheidendem Maße verfälscht wor- 
den sei. 

In den „Badischen Neuesten Nachrichten" vom 

4. Juni 1970 sei eine Annonce mit folgendem 
Text erschienen: „Mitbürger in Stadt und Land! 
Die Sorge um unsere badische Heimat hat uns 
zusammen geführt, der großen Leistungen und 
der hervorragenden Stellung unseres Landes 
Baden-Württemberg bewußt — ohne Schwärme- 
rei und ohne Illusionen ..." 

„. . . Gemeinsam sind wir stark . . In dieser 
Annonce sei dazu aufgerufen worden, für die Er- 
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haltung des Landes Baden- Württemberg zu stim- 
men. Diese Annonce trage viele Unterschriften 
u. a. auch von Personen, die vorher nicht gefragt 
worden seien und deren Namen gegen ihren 
Willen in die Annonce aufgenommen worden 
seien. 

Das angeblich sinkende Steueraufkommen und 
die angebliche Finanzschwache eines selbstän- 
digen Badens sei das Hauptargument des Ab- 
stimmungskampfes für den Verein „Vereintes 
Baden- Württemberg e. V.", die Regierung und 
alle Institutionen, die gegen die Selbständigkeit 
Badens waren, gewesen. 

In einem millionenfach verbreiteten Handzettel 
des Vereins „Vereintes Baden-Württemberg 
e. V." sei u. a, behauptet worden; 

„Wenn Baden durch den Volksentscheid vom 
7. Juni 1970 von Württemberg getrennt wird, 
stehen dem Badischen Landesteil rd. 176 MilL 
Mark pro Jahr weniger zur Verfügung.'" 

Weiter seien in einem Flugblatt dieses Vereins 
folgende Feststellungen getroffen worden: 

„l.Ein selbständiges Land Baden würde zu 
den finanzschwachen Ländern gehören 
und Leistungen im Länderfinanzausgleich 
erhalten müssen. 

2. Nach der Steuerschätzung 1970 erhielt 
ein selbständiges Land Baden 176 Mill. 
DM weniger Steuermittel. Ein selbstän- 
diges Land Württemberg hätte Steuer- 
mehreinnahmen von 103 Mill. DM. 

3. Ein selbständiges Land Baden wäre 
außerordentlich stark durch Hochschul- 
aufgaben belastet. " 

In dem gleichen Flugblatt sei außerdem folgende 
Erklärung des Landtagsvizepräsidenten, Dr. 
Veit, Karlsruhe, abgedruckt worden: 

„Klare Entscheidung; 

Sollte die Entscheidung am 7. Juni 1970 nicht 
ganz klar für eine Beibehaltung des Landes 
Baden-Württemberg ausfallen, würde die 
Arbeit im Landtag sehr erschwert werden. 
Es würde — was bislang nie der Fall war 
— bei Projekten, die den badischen Landes- 
teil betreffen, eine Frontstellung zwischen 
Badenern und Württembergern geben, die 
sich in jedem Falle zum Nachteil aller Ba- 
dener auswirken müßte." 

Außerdem sei ein Aufruf an die Karlsruher 
Theaterfreunde in diesem Flugblatt ergangen: 

„Badisches Staatstheater. Am 22. Mai 1970 
wurde der Grundstein für den Neubau des 
Badischen Staats theaters gelegt. An den Bau- 
kosten beteiligt sich das Land Baden-Würt- 
temberg mit mehr als der Hälfte. Es ist nicht 
zu erwarten, daß das Finanzministerium in 
Stuttgart diese Zuschüsse zahlen wird, wenn 
sich Karlsruhe nicht klar für den Fortbestand 
von Baden- Württemberg entscheidet. Thea- 
terfreunde! Denkt am 7. Juni 1970 daran, 


daß der Neubau des Karlsruher Theaters 
nur gelingen kann, wenn das Land Baden- 
Württemberg bestehen bleibt." 

Die Behauptungen über ein sinkendes Steuerauf- 
kommen und die angebliche Finanzschwäche 
eines selbständigen Badens hatten das Abstim- 
mungsergebnis wesentlich beeinflußt, seien je- 
doch falsch und irreführend. Die Steigerung der 
Industrieumsätze habe in Baden von 1952 bis 
1969 um 344,5 in Baden- Württemberg nur um 
316 Vo zugenommeni die Umsatzleistung pro In- 
dustriebeschäftigten habe im gleichen Zeitraum 
in Baden 57 000 DM, in Baden-Württemberg da- 
gegen nur 48 000 DM betragen. 

Der Anteil Badens am Gesamtvolumen der indu- 
striellen Erzeugung in Baden-Württemberg be- 
trage laut Stuttgarter Zeitung 41,6 ®/o. In dieser 
Zahl seien jedoch nicht die Umsätze solcher Fir- 
men enthalten, deren Produktionsbetriebe zwar 
in Baden lägen, deren Umsätze aber — wegen 
des Sitzes der Hauptverwaltung in Stuttgart — 
fälschlicherweise den Umsätzen in Württemberg 
zugerechnet würden. Der wirkliche Anteil Ba- 
dens erhöhe sich dadurch bei einem Bevölke- 
rungsanteil von 42,6 ®/o auf mindestens 43,6 Vo. 

Dem um 18,75 ^/o höheren Umsatz des badischen 
Industriebeschäftigten entspräche ein um den 
gleichen Prozentsatz erhöhtes Bruttoeinkommen. 
Berücksichtige man zusätzlich, daß höhere Ein- 
kommen in ungleich höherem Maße der Besteue- 
rung unterlägen, so ergäbe sich, daß der badische 
Anteil am Gesamtsteueraufkommen von Baden- 
Württemberg die dem Bevölkerungsanteil ent- 
sprechende Solleistung von 42,6 ®/o bedeutend 
übertreffe. 

Baden- Württemberg habe zwar das höchste Pro- 
Kopf-Einkommen der Bundesbevölkerung, da 
aber das durchschnittliche Pro-Kopf-Einkommen 
in Baden, wie bereits ausgeführt, bedeutend über 
dem württembergischen Pro-Kopf-Einkommen 
läge, könne nicht abgestritten werden, daß Baden 
hinsichtlich seiner Einkommens stärke, Wirt- 
schafts- und Finanzkraft an der Spitze der Bun- 
desländer stehe. Ein wiederhergestelltes Land 
Baden wäre beim Finanzausgleich der Bundes- 
länder kein „Nehmerland", sondern würde zu- 
gunsten finanzschwacher Bundesländer eine pro- 
zentual höhere Ausgleichsleistung erbringen 
können, als ein auf sich allein gestelltes Würt- 
temberg. 

Die Einspruchsführer verweisen in diesem Zu- 
sammenhang auf das bekannte Luther-Gutachten 
und auf das Gutachten der Professoren Krüger, 
Schneider und Neumayer. 

Durch die Erklärungen des Landtagsvizepräsi- 
denten und den Aufruf an die Karlsruher Thea- 
terfreunde sei ein wirtschaftlicher Druck auf die 
badischen Abstimmungsberechtigten ausgeübt 
worden. Sie seien veranlaßt worden, wie es sich 
später herausgestellt habe, für Baden-Württem- 
berg zu stimmen. 

8. Im Abstimmungskampf hätten sich insbesondere 
die Fabrikanten Dr. Freudenberg und Senator 
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Dr. Fischer sowie der Verlagsinhaber Dr. Burda 
engagiert und ihre wirtschaftliche Machtstellung 
dadurch mißbraucht, daß sie den Arbeitnehmern 
ihres Betriebes massiv nahegelegt hätten, für die 
Erhaltung des Landes Baden- Württemberg zu 
stimmen. 

Zum Beweis ihrer Behauptungen beantragen die 
Einspruchsführer die Vernehmung der Herren 
Dr. Freudenberg, Dr. Fischer sowie Dr. Burda. 

Dr. Freudenberg habe außerdem als Präsident 
der Industrie- und Handelskammer Rundschrei- 
ben an alle Industrie- und Handelskammern im 
Gebietsteil Baden versandt mit der Empfehlung 
an die Mitglieder, für das Land Baden-Württem- 
berg einzutreten. Dies sei unzulässig gewesen, 
weil die Industrie- und Handelskammern öffent- 
lich-rechtliche Einrichtungen des Landes seien 
und als solche nicht Träger des Abstimmungs- 
kampfes gewesen wären. 

9. Schließlich rügen die Einspruchsführer, daß ent- 
gegen demokratischen Grundsätzen nicht die 
Träger des Abstimmungskampfes, sondern die 
politischen Parteien die Kreiswahlausschüsse bei 
der Abstimmung besetzt hätten. Dies sei, wie 
bereits dargelegt worden, nicht zulässig gewe- 
sen. 

Eine Rechts Verwahrung, die die Einspruchsfüh- 
rer sieben Tage vor der Abstimmung sämtlichen 
Pressestellen und -Organen zugehen ließ, sei von 
diesen nicht veröffentlicht worden. Der badischen 
Bevölkerung sollte somit vorenthalten werden, 
mit welchen Mitteln die Volksabstimmung mani- 
puliert werde. Durch dieses Unterlassen sei das 
Abstimmungsergebnis wesentlich beeinflußt wor- 
den. 

Das Staatsministerium Baden-Württemberg hat auf 

Anforderung des Ausschusses mit Schreiben vom 

5. November 1970 zu den Vorwürfen Stellung ge- 
nommen und u. a. folgendes ausgeführt: 

1. Die Durchführung des Volksentscheids selbst 
habe unabhängigen Abstimmungsorganen ob- 
legen. Bei der Bildung dieser Organe sei § 24 
Abs. 2 des Gesetzes über Volksbegehren und 
Volksentscheid bei Neugliederung des Bundes- 
gebietes nach Artikel 29 Abs. 2 bis 6 des Grund- 
gesetzes beachtet worden. Die Behauptung, in 
die Abstimmungsorgane seien „keine Vertreter 
der Altbadener" berufen worden, sei objektiv un- 
richtig. Der Landesabstimmungsleiter habe zwei 
Beisitzer des Landesabstimmungsausschusses ent- 
sprechend den Vorschlägen des „Heimatbundes 
Badenerland" berufen. Außerdem habe der Lan- 
desabstimmungsleiter alle Gemeinden des Ab- 
stimmungsgebietes auf die Beachtung der ge- 
nannten Sollvorschrift hingewiesen. Wenn trotz- 
dem in einzelnen Gemeinden keine Heimatbund- 
vertreter in die örtlichen Abstimmungsvorstände 
berufen worden seien, so habe dies daran ge- 
legen, daß entweder keine Organisation des 


Heimatbundes am Ort vorhanden gewesen sei 
oder aber diese niemanden vorgeschlagen habe. 
Besonders aufschlußreich ‘sei insoweit der Vor- 
gang in der Stadt Heidelberg. Dort habe das Bür- 
germeisteramt den Heimatbund schon mit be- 
sonderem Schreiben vom 28. April 1970 um ge- 
eignete Vorschläge gebeten. Die angeschriebene 
Persönlichkeit habe jedoch weder selbst Vor- 
schläge unterbreitet noch das Schreiben hierzu 
einer anderen Stelle des Heimatbundes zugelei- 
tet, sondern lediglich versichert, sie habe volles 
Vertrauen in die Unparteilichkeit des Bürger- 
meisteramtes und seines Verfahrens. 

2. Der Abstimmungskampf habe organisatorisch in 
den Händen des Vereins Vereintes Baden-Würt- 
temberg e. V. einerseits, der Arbeitsgemeinschaft 
Badischer Abstimmungskommitees und des Hei- 
matbundes Badenerland andererseits gelegen. In 
diesen Vereinigungen hätten sich die Anhänger 
für den Fortbestand des Landes Baden- Württem- 
berg und die Anhänger einer Wiederherstellung 
des Landes Baden formiert. Dabei habe sich ge- 
zeigt, daß die politisch führenden Kräfte des 
Landes in Ausübung des Rechts der freien Mei- 
nungsäußerung größtenteils aktiv für den Fort- 
bestand des Landes eingetreten seien. So hätten 
dem Vorstand des Vereins Vereintes Baden- 
Württemberg führende Persönlichkeiten der de- 
mokratischen Parteien, des öffentlichen Lebens 
und der Wirtschaft angehört. 

3. Auch bei einem Volksentscheid nach Artikel 29 
Abs. 3 GG hätten die Staatsorgane des Landes 
Möglichkeiten, zu dem Volksentscheid Stellung 
zu nehmen und sich im Abstimmungskampf zu 
äußern. Gegenüber dem demokratischen Grund- 
satz der freien und offenen Meinungs- und Wil- 
lensbildung vom Volk zu den Staatsorganen sei 
„die sogenannte Öffentlichkeitsarbeit von Re- 
gierung und gesetzgebenden Körperschaften, so- 
weit sie — bezogen auf ihre Organtätigkeit — 
der Öffentlichkeit ihre Politik, ihre Maßnahmen 
und Vorhaben sowie die künftig zu lösenden 
Fragen darlegen und erläutern", unbedenklich 
(vgl. BVerfGE 20, 100). Diese Öffentlichkeits- 
arbeit der Staatsorgane sei durch einen beson- 
deren, sie verfassungsrechtlich legitimierenden 
Grund gerechtfertigt (vgl. BVerfGE 20, 99) und 
damit auch während des Abstimmungskampfes 
nicht beschränkt. Als Öffentlichkeitsarbeit seien 
daher zulässig Regierungskundgebungen, in 
denen die Bevölkerung allgemein über die Be- 
deutung einer bevorstehenden Wahl oder Ab- 
stimmung aufgeklärt oder in denen zu den um- 
strittenen politischen Fragen Stellung genommen 
würde; zulässig sei auch die Aufforderung zu 
möglichst hoher Beteiligung an der Wahl oder 
Abstimmung und die amtliche Richtigstellung 
irreführender Behauptungen von dritter Seite 
(vgl. Seifert, Kommentar zum Bundeswahlgesetz, 
2. Aufl., S. 346). 

Danach seien insbesondere die folgenden Vor- 
würfe gegen Staatsorgane des Landes unbegrün- 
det: 
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a) Schon in tatsächlicher Hinsicht fehle einer 
Reihe der erhobenen Vorwürfe die Grund- 
lage. So treffe z. B. die Behauptung nicht zu, 
die Ministerien hätten Rundschreiben an Be- 
amte versandt, in denen unter Hinweis auf 
den Diensteid eine Stimmabgabe für Baden- 
Württemberg verlangt worden wäre. Unrich- 
tig sei auch die Behauptung, die Regierung 
und der Landtag hätten iden staatlichen Ap- 
parat oder staatliche Finanzmittel für den 
Abstimmungskampf eingesetzt. 

b) Soweit Mitglieder der Landesregierung die 
Bevölkerung aufgerufen hätten, sich an der 
Abstimmung zu beteiligen, sei dies zulässig 
gewesen. Mit ihren Hinweisen auf die be- 
vorstehende Abstimmung und das Abstim- 
mungsthema in amtlichen Bekanntmachungen 
habe die Landesregierung dem Auftrag des 
§ 21 Abs. 2 des Gesetzes über Volksbegehren 
und Volksentscheid bei Neugliederung des 
Bundesgebietes nach Artikel 29 Abs. 2 bis 6 
des Grundgesetzes i. d. F. der Bekanntma- 
chung vom 26. Februar 1970 (Bundesgesetzbl. I 
S. 204) entsprochen. 

c) Es liege nahe, daß während der Zeit des Ab- 
stimmungskampfes landespolitische Fragen 
ein erhöhtes Interesse bei der Bevölkerung 
gefunden hätten. Die Leistungen des Landes 
in der Vergangenheit und seine Planungen 
und Aussichten für die Zukunft hätten natur- 
gemäß mit zur Diskussion gestanden, als es 
um die Frage des Fortbestandes dieses Lan- 
des gegangen sei. Nicht zuletzt die Befür- 
worter der Wiederherstellung des Landes 
Baden hätten geglaubt, aus Mängeln in der 
bisherigen Landespolitik die Forderung nach 
der Auflösung des Landes herleiten zu kön- 
nen. So sei besonders der Vorwurf erhoben 
worden, der badische Landesteil sei seit der 
Bildung des Landes Baden- Württemberg ver- 
nachlässigt worden. Umstrittene Themen 
seien etwa die Leistungen des Landes für die 
Hochschulen, der Ausbau des Hochrheins, die 
regionalen Förderprogramme, die Elektrifizie- 
rung der Schwarzwaldbahn und die Personal- 
aufwendungen des Landes gewesen. Hier sei 
es die legitime Aufgabe der Regierung ge- 
wesen, die tatsächlichen Entwicklungen und 
die Zukunftschancen des Landes darzustel- 
len, um der Bevölkerung ein Urteil zu er- 
möglichen. 

Besonders auch die Verwaltungsreform, die in 
den ersten Monaten des Jahres 1970 im Vor- 
dergrund der Regierungs arb eit gestanden 
hätte, sei zur Zielscheibe der Kritik gewor- 
den. Die Landesregierung hätte, da gerade 
diese Frage häufig in verwirrender Weise mit 
der Baden-Frage vermengt worden sei, Miß- 
verständnisse auf klären müssen. 

In diesem Zusammenhang gehöre auch der 
Vorwurf, die Landesregierung habe im Ab- 
stimmungskampf Versprechungen, insbeson- 
dere für bestimmte Investitionsvorhaben im 


badischen Landesteil, abgegeben. Soweit die 
Behauptung derartiger Äußerungen nicht 
schon im Tatsächlichen unrichtig seien, han- 
dele es sich dabei überwiegend um Vorhaben, 
die von der Landesregierung bereits lang- 
fristig geplant worden seien. Diese Äußerun- 
gen der Landesregierung oder einzelner ihrer 
Mitglieder seien insgesamt unter dem Ge- 
sichtspunkt zulässiger Öffentlichkeitsarbeit 
gerechtfertigt gewesen. Es habe sich dabei 
um die Darlegung ihrer Maßnahmen in der 
Vergangenheit und ihrer Vorhaben sowie der 
künftig zu lösenden Fragen, um die Stellung- 
nahme ZU den während des Abstimmungs- 
kampfes umstrittenen landespolitischen Pro- 
blemen und um die Richtigstellung irrefüh- 
render Behauptungen gehandelt, die im Ab- 
stimmungskampf von anderer Seite aufge- 
stellt worden seien. 

d) Das gleiche gälte für die Erklärungen des 
Landtags von Baden- Württemberg und der 
Regierung im Landtag am 27. Mai 1970 sowie 
für die an diesem Tag vom Landtag ange- 
nommene Entschließung. Soweit in dieser 
Entschließung vor den Folgen einer Trennung 
des Landes, insbesondere in finanzpolitischer 
Hinsicht, gewarnt worden sei, habe es sich, 
sowohl um eine Richtigstellung im Abstim- 
mungskampf aufgestellter Behauptungen wie 
auch um eine, Aufklärung über die Bedeutung 
der Volksabstimmung gehandelt. 

e) Soweit der Vorwurf erhoben werde, Presse, 
Rundfunk und Fernsehen hätten ihre Neu- 
tralitätspflicht verletzt, insbesondere sei den 
Anhängern Baden- Württembergs zu viel 
Sendezeit eingeräumt worden, habe es sich 
dabei — sollten diese Vorwürfe im Tatsäch- 
lichen zutreffen — nicht um eine Verletzung 
der Chancengleichheit durch Staatsorgane 
gehandelt; diese hätten im übrigen auf die 
Berichterstattung durch die Massenmedien in 
keinerlei Weise Einfluß genommen. Sollte in 
eigenen Berichten oder in Interviews der 
Massenmedien die Sache Baden- Württem- 
bergs stärker zu Wort gekommen sein, so 
wäre dies durch die in Artikel 5 GG gewähr- 
leistete Presse- und Rundfunkfreiheit ge- 
deckt gewesen. 

4. Schließlich wird die Meinung vertreten, wenn 
in Einzelfällen, insbesondere auf örtlicher Ebene, 
die Grenze des im Rahmen der Öffentlichkeits- 
arbeit auch im Abstimmungskampf Zulässigen 
überschritten worden sei, so wäre dies ange- 
sichts des Gesamtergebnisses der Abstimmung 
bei der nur lokalen Wirkungsmöglichkeit sol- 
cher Verlautbarungen für das Abstimmungs- 
ergebnis jedenfalls in keiner Weise ursächlich 
gewesen. 

III. 

Das Kultusministerium Baden- Württemberg hat auf 

Anforderung des Ausschusses mit Schreiben vom 
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23. Dezember 1970 mitgeteilt, es habe zu keiner Zeit 
in Presse, Rundfunk und Fernsehen zur Baden-Frage 
Stellung genommen und auch kein Rundschreiben 
versandt, in dem die dem Kultusbereich angehör en- 
den Beamten angewiesen worden seien, für die Bei- 
behaltung des Landes Baden-Württemberg einzu- 
treten. 


IV. 

Die Stadtverwaltungen Heidelberg und Pforzheim 

haben zu den Behauptungen der Einspruchsführer 

folgendes ausgeführt; 

1. Die Stadtverwaltung Heidelberg habe das Ergeb- 
nis der Baden- Abstimmung nicht manipuliert. 

Während des Abstimmungskampfes habe sich ein 
Wahlhelfer mündlich darüber beschwert, daß 
drei Arbeiter der städtischen Straßenreinigung 
auf dem öffentlichen Parkplatz an der Poststraße 
in Heidelberg Flugblätter, die hinter die Schei- 
benwischer von Kraftfahrzeugen gesteckt worden 
seien, entfernt hätten. Die Arbeiter seien auf 
Vorhaltungen von Wahlhelfern gewalttätig ge- 
worden und auf einen von ihnen mit Schaufeln 
losgegangen. Die Entfernung der Flugblätter sei 
von der Stadtverwaltung Heidelberg weder ver- 
anlaßt noch ermutigt worden. Sofort nach Be- 
kanntwerden der Beschwerde sei der Vorgesetzte 
der städtischen Bediensteten darauf hingewiesen 
worden, daß jegliche Beeinflussung der Abstim- 
mung zu unterbleiben habe, und die Angehöri- 
gen der Straßenreinigung entsprechend zu unter- 
richten seien. Offensichtlich habe es sich um 
einen einzelnen und für den Ausgang der Ab- 
stimmung zudem unbedeutenden Vorfall ge- 
handelt. 

Es sei nicht bekannt, daß in Heidelberg Plakat- 
flächen und Plakate in großer Zahl beseitigt und 
in den Neckar geworfen wären. Die Behauptung, 
die Gegenstände seien von istädtischen Beamten 
beseitigt worden, klinge unwahrscheinlich. Auch 
hier habe die Stadtverwaltung Heidelberg Ein- 
griffe in den Abstimmungskampf weder ver- 
anlaßt noch ermutigt. 

Die Behauptung, die Badischen Abstimmungs- 
komitees seien mit ihrem Propagandamaterial 
in bestimmten Bezirken der Städte ausgeschlos- 
sen gewesen, beziehe sich nicht konkret auf die 
Stadt Heidelberg. Derartige „Sperrbezirke“ hät- 
ten in Heidelberg auch nicht existiert. 

2. Den Vorwurf gegen die Stadt Pforzheim weise 
diese entschieden zurück. Die Wahlplakatie- 
rung sei von der Stadtverwaltung allgemein ge- 
regelt. So gäbe es einige Sperrbezitke im Stadt- 
gebiet und PI akatierungs verböte an Signalanla- 
gen, vorfahrtsregelnden Verkehrszeichen usw. 
Es komme immer einmal vor, daß die eine oder 
andere Partei diese Vorschriften nicht einhalte, 
so daß die unzulässig angebrachten Plakate ent- 
fernt werden müßten. Bei der Baden- Wahl habe 
das hierfür zuständige Amt für öffentliche Ord- 


nung der Stadtverwaltung festgestellt, daß so- 
wohl der Heimatbund Baden wie der Verein Ver- 
eintes Baden- Württemberg e. V. einige Plakate 
entgegen der erteilten Erlaubnis auf gestellt hat- 
ten. In beiden Fällen sei sofort eingeschritten 
und nach Rücksprache und im Einvernehmen mit 
den Organisationen veranlaßt worden, daß die 
Plakate entfernt wurden. 

Zusammenfassend könnte festgestellt werden, 
daß beide Organisationen die gleiche Erlaubnis 
zur Aufstellung von Plakaten erhalten hätten, 
und daß bei Verstößen gegen beide Organisatio- 
nen völlig gleichmäßig von seiten der Stadtver- 
waltung eingeschritten worden sei. 

Im übrigen sei der Heimatbund Baden bei der 
Plakatierung in Pforzheim insoweit unangenehm 
auf gef allen, als er die Plakatierung zunächst ohne 
jede Erlaubnis durchgeführt habe. Das Ordnungs- 
amt habe aber hieraus keine weiteren Folgerun- 
gen gezogen, sondern den Heimatbund Baden 
lediglich veranlaßt, die erforderliche Genehmi- 
gung nachträglich einzuholen. 


V. 

Auf Anforderung des Ausschusses haben die Fabri- 
kanten Dr. Freudenberg und Dr. Fischer sowie der 
Verlagsinhaber Dr. Burda folgendes mitge teilt: 

1. Mit Schreiben vom 19. Januar 1971 hat der Fabri- 
kant Dr. Freudenberg wie folgt zu den Vorwür- 
fen der Einspruchsführer Stellung genommen; 

a) Es sei nicht zutreffend, daß er als Fabrikant 
seine „wirtschaftliche Machtstellung im Be- 
trieb“ mißbraucht und den wirtschaftlich ab- 
hängigen Arbeitnehmern „massiv“ nahe- 
gelegt hätte, für die Erhaltung des Landes 
Baden-Württemberg zu stimmen. Das sei 
schon deshalb nicht möglich gewesen, weil er 
in der Firma Carl Freudenberg keinerlei 
Machtstellung mehr habe und bereits 1963, 
als persönlich haftender Gesellschaftel: aus- 
geschieden sei. 

Die vom Verein „Vereinigtes Baden- Würt- 
temberg e. V." durchgeführten Aktionen habe 
er in seiner Eigenschaft als einer der beiden 
Vorsitzenden mit dem Landesbezirk Baden- 
Württemberg des Deutschen Gewerkschafts- 
bundes abgestimmt. Eine Wahlpropaganda 
innerhalb der Betriebe sei nicht nur bei der 
Firma Freudenberg in Weinheim, sondern, 
soweit er es übersehen könne, auch in allen 
anderen Betrieben des Gebietsteils Baden ver- 
mieden worden. Es sei weder von ihm, noch 
von dem Verein, noch von der Gewerkschaft 
irgendein Druck auf die Arbeitnehmer aus- 
geübt worden. 

b) Ebenfalls unzutreffend sei die Behauptung der 
Einspruchsführer, er hätte sein Amt als Präsi- 
dent der Industrie- und Handelskammer miß- 
braucht. Er sei nicht in seiner Eigenschaft als 
Kammerpräsident tätig geworden, sondern 
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als Vorsitzender des von ihm mitbegründeten 
Vereins „Vereintes Baden- Württemberg e.V.". 
Die Industrie- und Handelskammer Mannheim 
habe lediglich bei der Versendung eines 
Rundschreibens in einem bescheidenen Aus- 
maße mitgewirkl Sie habe an Unternehmer, 
die vorher von ihm angesprochen worden 
seien, Pakete mit diesem Rundschreiben ver- 
teilt. Die Rundschreiben seien seines Wissens 
ausnahmslos außerhalb der Betriebe zur Ver- 
teilung gelangt. 

c) Im übrigen verweise er darauf, daß der -§ 1 
des Gesetzes zur vorläufigen Regelung des 
Rechts der Industrie- und Handelskammern 
vom 18. Dezember 1956 diesen auf gäbe, das 
Gesamtinteresse der ihnen zugehörenden Ge- 
werbetreibenden ihres Bezirks wahrzuneh- 
men und für die Förderung der gewerblichen 
Wirtschaft zu wirken. Die Aufrechterhaltung 
des Landes Baden- Württemberg läge im 
wohlverstandenen Interesse auch der Wirt- 
schaft des Kammerbezirks Mannheim. Diese 
Auffassung werde ausnahmslos auch von der 
Vollversammlung dieser Kammer geteilt. 

2. Mit Schreiben vom 15. Dezember 1970 hat Herr 

Dr. Fischer folgendes ausgeführt: 

\ 

Die Anschuldigungen der (Einspruchsführer gegen 
einige Herren des erweiterten Vorstandes des 
Vereins „Vereintes Baden- Württemberg e. V." 
seien geradezu absurd. Der Verein habe beim 
Abstimmungskampf nur mit sachlichen Argu- 
menten geworben und mit Tatsachen, die jeder- 
zeit zu belegen seien. 

Einige Herren, die sich in dieser Abstimmung 
besonders bemüht hätten, würden nun von den 
„Altbadenern" in übelster Weise diffamiert und 
angefemdet. Von einem Mißbrauch wirtschaft- 
licher Machtstellung im Betriel:^ könne keine Rede 
sein. Die wirtschaftlich abhängigen Arbeitnehmer 
seien völlig frei gewesen, in . geheimer Wahl 
ihre Stimme abzugeben. Es sei mit Sicherheit 
von keinem Mitglied des Vereins eine unlautere 
oder unsachliche Werbung durchgeführt oder gar 
ein Druck auf wirtschaftlich abhängige Personen 
ausgeübt worden. 

Zum Beweis, wie die Cooperative Baden gewor- 
bei habe, sei ein Aufruf, den die „Altbadener'' 
verbreitet hätten, beigefügt, in dem sie in der 
übelsten und infamsten Weise das württember- 
gische Volk beleidigt hätten. 

3. Mit Schreiben vom 23. Januar 1971 hat Herr 
Dr. Burda zu den Vorwürfen der Einspruchsführer 
wie folgt Stellung genommen: 

Daß er der Verantwortliche der Abstimmung in 
Südbaden gewesen sei, hätte jeder an Plakatsäu- 
len, in der Presse lesen und von allen Massen- 
medien hören können. Er füge den Originalaus- 
hang aus seinem Betrieb bei, woraus zu ersehen 
sei, daß er nur die herzliche Bitte an die Wahl- 
berechtigtein seines Betriebes gerichtet habe', ihre 
Wahlpflicht zu erfüllen. 


VI. 

Mit Schreiben vom 18. März 1971 hat der Bundes- 
minister des Innern als am Verfahren von Amts 
wegen Beteiligter zu dem Einspruch u. a. wie folgt 
Stellung (genommen: 

1. Soweit die Einspruchsführer ihren Einspruch mit 
einer Verletzung des Grundsatzes der Chancen- 
gleichheit begründeten, wird ausgeführt, die Mit- 
glieder der Landesregierung von Baden-Würt- 
temberg seien durch ihren Eid auf die Verfassung 
des Landes ebenso wie die Landesbeamten nicht 
verpflichtet gewesen, beim Volksentscheid für 
die Erhaltung des Landes Baden- Württemberg 
einzutreten. Dies ergäbe sich aus Artikel 29 GG. 
Das Grundgesetz stelle den territorialen und per- 
sonalen Bestand, ja die Existenz einzelner Bun- 
desländer zur Disposition (der Biundesgewalt 
(vgl. BVerfGE 13. 54 [75]). Insofern sei die Bun- 
desrepublik ein „labiler Bundesstaat" (vgl. 
BVerfGE 1, 48; 5, 38). Nach Bundesrecht sei die 
Verteidigung des Fortbestandes eines Landes, 
in dem das Verfahren nach Artikel 29 GG be- 
gonnen habe, nicht Aufgabe einer Landesregie- 
rung. Vielmehr seien dann murmehr die in die- 
sem Artikel mit Rechten und Zuständigkeiten 
ausgestatteten Stellen zur amtlichen Tätigkeit 
berechtigt. 

Das Gebiet und der Bestand des Landes Baden- 
Württemberg seien beim Volksentscheid im Ge- 
bietsteil Baden zur Disposition gestellt gewesen. 
Durch den Eid auf die Verfassung des Landes 
Baden- Württemberg seien Minister und Beamte 
daher nicht gehindert gewesen, soweit sie ab- 
stimmungsberechtigt gewesen seien, sich in der 
Abstimmung frei zu entscheiden und im übrigen 
wie jeder andere Bürger ihre Meinung für die 
eine oder (andere Lösung der Badenfrage zu 
äußern. 

Bei dem Volksentscheid seien Regierung und 
Landtag von Baden-Württemberg unmittelbar 
betroffen gewesen. Zunächst sei die Regierungs- 
politik hinsichtlich des Gebietsteils Baden un- 
mittelbar Gegenstand der Auseinandersetzungen 
im Abstimmungskampf gewesen. Die Regierung 
habe schon aus diesem Grunde das Recht gehabt, 
sich gegenüber Angriffen zur Wehr zu setzen. 
Darüber hinaus sei sie auch im Hinblick auf den 
bevorstehenden Volksentscheid nicht gehindert 
gewesen, nach wie vor ihre Politik zu erläutern 
und Pläne für die Zukunft des Landes zu ent- 
wickeln und zu veröffentlichen. Schließlich könne 
man ihr ebensowenig wie dem Baden-Württem- 
bergischen Landtag vorwerfen, Beschlüsse zu- 
gunsten der badischen Wirtschaft gefaßt zu 
haben. Selbst wenn dies — zumindest was den 
Zeitpunkt betreffe — im Hinblick auf den bevor- 
stehenden Volksentscheid erfolgt sein sollte, so 
sei doch dadurch die Wahlfreiheit des Bürgers 
ebensowenig beeinträchtigt worden wie durch 
„Wahlgeschenke" in Wahljahren. 

Wenn der Regierung ein breiter Raum zur Selbst- 
darstellung in Presse, Rundfunk und Fernsehen 
gewährt worden sei, liege dies in der Natur der 
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Sache. Soweit irreführende Behauptungen, falsche 
Versprechungen sowie täuschende Erklärungen 
über die Folgen einer Abtrennung von Baden- 
Württemberg von amtlichen Stellen abgegeben 
sein sollten, so gelte für sie dasselbe wie für 
derartige Erklärungen von privater Seite. Da der 
Staatsbürger wisse, daß es sich um eine Art 
Wahipropaganda handele, die erfahrungsgemäß 
gewisse Vergröberungen, Verzerrungen, Polemi- 
ken und dergleichen mit sich bringe, stellten 
solche Abweichungen von der Wahrheit in der 
Regel keinen Wahlanfechtungsgrund dar. 

Weiter heißt es in der Stellungnahme: Eben- 
sowenig wie der Regierung werde man dem 
Landtag, den Parteien, den Kreistagen und 
Gemeinderäten versagen können, im Abstim- 
mungskampf zur Abstimmungsfrage Stellung zu 
nehmen f dies gelte auch, soweit diesen Gremien 
nicht nur Badener, sondern auch Württemberger 
angehörten. Abgesehen davon, daß auch bei 
Landtagswahlen „gebietsfremde“ Politiker in 
den Wahlkampf eingriffen, sei vom Ergebnis des 
Volksentscheids in Baden nicht nur die Bevöl- 
kerung dieses Gebietsteils, sondern darüber 
hinaus die Bevölkerung des übrigen Baden- 
Württembergs betroffen. Es könne daher .von 
ihnen weder erwartet noch verlangt werden, zu 
einer Frage zu schweigen, die die Existenz des 
Landes betreffe. 

Demgegeuüber sei es als unerlaubte Einmischung 
in den demokratischen Prozeß der Staatswillens- 
bildung bei Volksentscheiden anzusehen, wenn 
staatliche Machtmittel — personeller und finan- 
zieller Art — im Abstimmungskampf eingesetzt 
würden, der auf eine Manipulation der freien 
Entscheidung des Bürgers gerichtet sei. Vor allem 
die einseitige Behinderung von Wahlwerbung 
sei als Verletzung der Neutralitätspflicht amt- 
licher Stellen zu qualifizieren. Dazu gehörten: 
die Entfernung von Werbematerial einer be- 
stimmten Gruppe durch städtische Bedienstete; 
die Schaffung von städtischen „Sperrbezirken“, 
in denen nur einer bestimmten Gruppe die Wer- 
bung durch Plakate, Flugblätter usw. erlaubt sei. 
Ebenso , verletze die einseitige staatliche Förde- 
rung eines Vereins, der für ein bestimmtes Ab- 
stimmungsergebnis eintrete, die Neutralitäts- 
pflicht. Darunter falle z. B. die Anbringung von 
Spruchbändern zugunsten einer bestimmten 
Gruppe durch öffentliche Bedienstete auf öffent- 
lichen Gebäuden. 

Nach Meinung des Bundesministers des Innern 
wären auch ministerielle Rundschreiben an Be- 
amte, in denen diese unter iHinweis auf den 
Diensteid aufgefordert worden seien, ihre Stim- 
me beim Volksentscheid in einem bestimmten 
Sinne abzugeben, ebenso unzulässig wie ent- 
sprechende Rundschreiben an Lehrer mit der 
Aufforderung, im Staatsbürgerkunde-Unterricht 
zugunsten eines bestimmten Abstimmungs- 
ergebnisses einzutreten. Ferner sei unzulässig 
die Versendung von Werbematerial für den 
Abstimmungskampf durch eine Industrie- und 
Handelskammer unter Inanspruchnahme per- 
soneller oder sachlicher Mittel dieser öffentlich- 


rechtlichen Körperschaft. Auch könnten Beden- 
ken gegen die Versendung des erwähnten Land- 
tagsbeschlusses zugunsten der Erhaltung Baden- 
Württembergs in der behaupteten Millionen- 
auflage unter Einsatz von Steuermitteln erhoben 
werden. Sofern die Herstellung und Verwendung 
dieser Landtagsdrucksache über das staatliche 
Maß hinausging, sei dies eine Verschleierung 
und eine unerlaubte Wahlwerbung aus öffent- 
lichen Mitteln. 

Von einer Verletzung der Bundestreue könne 
jedoch dann keine Rede sein, wenn und solange 
das Land und seine Amtsträger in unzulässiger 
Weise auf die öffentliche Meinung Einfluß 
nehmen. Nur wenn dadurch die Wahlfreiheit der 
Abstimmungsberechtigten beeinträchtigt würde, 
könne ein Verstoß gegen die Pflicht zur Bundes- 
treue vorliegen. Ausreichende Beweise seien 
dafür nicht angeboten worden. 

2. Soweit die Einspruchsführer rügen, daß nicht die 
Träger des Abstimmungskampfes, sondern die 
politischen Parteien die Kreiswahlausschüsse 
besetzt hätten, führt das Bundesministerium des 
Innern aus: 

. Für die Durchführung des Volksentscheids sähe 
§ 24 Neugliederungsgesetz unabhängige Ab- 
stimmungsorgane vor. Bei der Berufung der Bei- 
sitzer der Ausschüsse und Abstimmungs- 
vorstände sollten die im jeweiligen Bezirk ver- 
tretenen Parteien und die Vereinigungen, die 
einen Antrag auf Zulassung eines Volks- 
begehrens nach diesem Gesetz gestellt hätten, 
berücksichtigt werden. Wie das Staatsminister- 
rium Baden-Württemberg in seiner Stellung- 
nahme dargelegt habe, sei diese Vorschrift bei 
der Abstimmung befolgt worden. 

3. Zum Nichtabdruck von Presseerklärungen sei auf 
folgendes hinzuweisen: 

Anders als bei den Rundfunk- und Fernseh- 
anstalten, die als Körperschaften des öffentlichen 
Rechts organisiert seien, könne die Wähl- 
werbung bei der privatbetriebenen Presse dem 
freien Spiel der Kräfte überlassen bleiben (vgl. 
BVerGE 14, 121 (134). Dabei stehe Verlegern, 
Herausgebern und Redakteuren das Grundrecht 
des Artikels 5 Abs. 1 Satz 2 GG zur Seite. Aus- 
fluß des Grundrechts der freien Meinungs- 
äußerung sei auch das Recht, sich zu weigern, 
bestimmte Artikel oder Erklärungen abzudruk- 
ken. Auch wer der Presse eine „öffentliche Auf- 
gabe“ zuerkenne, könne zu keinem anderen 
Ergebnis kommen, da auch bei Wahrnehmung 
öffentlicher Aufgaben die Pressefreiheit nicht 
aufgehoben werde. Somit sei kein Presseorgan 
verpflichtet gewesen, eine Erklärung der 
Cooperative Baden abzudrucken. 


B. 

Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach-' und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
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beraumung einer öffentlichen mündlichen Verhand- 
lung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungs gründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und auch fristgerecht 
begründet worden; er ist zulässig, jedoch offensicht- 
lich unbegründet. 

I. 

Für die Durchführung des Volksentscheids (Artikel 
29 Abs. 6 Satz 2 GG n. F.) im Gebietsteil Baden war 
das Gesetz über den Volksentscheid im Gebietsteil 
Baden des Landes Baden-Württemberg gemäß Ar- 
tikel 29 GG vom 26. Februar 1970 — Volksent- 
scheidsG Baden-Württemberg — (Bundesgesetzbl. I 
S. 201) anzuwenden. Gemäß Artikel 1 § 4 Volks- 
entscheidsG finden auf das Verfahren die Vorschrif- 
ten der §§ 20 ff. des Gesetzes über Volksbegehren 
und Volksentscheid bei Neugliederung des Bundes- 
gebietes nach Artikel 2 Abs. 2 bis 6 GG vom 23. De- 
zember 1955 — NeugliederungsG — (Bundesge- 
setzbl. I S. 835 i. d. F. des Artikels 2 Volksent- 
scheidsG Baden-Württemberg) Anwendung. Nach 
§ 32 Abs. 3 des NeugliederungsG gilt für die Ent- 
scheidung über die Gültigkeit der Abstimmung das 
Wahlprüfungsgesetz vom 12. März 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 166), geändert durch Gesetz vom 
24. August 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 977), entspre- 
chend. 

Wie das Wahlprüfungs verfahren nur dem Schutz des 
objektiven Wahlrechts, d. h, der Erzielung der ge- 
setzmäßigen Zusammenstzung des Bundestages (vgl. 
BVerfGE I 430 [433]) dient, so dient die Prüfung der 
Ordnungsgemäßheit der Durchführung des Volks- 
entscheids der Frage, ob die festgestellten oder be- 
haupteten Mängel Einfluß auf das Ergebnis des 
Volksentscheids gehabt haben oder gehabt haben 
konnten. 

Von diesen im Wahlprüfungsverfahren in ständiger 
Praxis angewandten Gesichtspunkten hat sich der 
Wahlprüfungsausschuß auch bei dem vorliegenden 
Einspruch gegen die Gültigkeit des Volksentscheids 
leiten lassen. 

II . 

Soweit die Einspruchsführer mit ihrem Einspruch das 
Eingreifen der Regierung des Landes Baden- Würt- 
temberg rügen, kann der Einspruch keinen Erfolg 
haben. 

Das Gebiet und der Bestand des Landes Baden- 
Württemberg wurde durch den Volksentscheid im 
Gebietsteil Baden zur Disposition gestellt. Nach 
Bundesrecht ist die Verteidigung des Fortbestandes 
eines Landes, in dem das Verfahren nach Artikel 
29 GG begonnen hat, nicht Aufgabe einer Landes- 
regierung, vielmehr sind nach Einleitung dieses Ver- 
fahrens nunmehr die in diesem Artikel mit Rechten 
und Zuständigkeiten ausgestatteten Stellen zur amt- 
lichen Tätigkeit berechtigt (vgl. Maunz-Dürig- 
Herzog, Grundgesetz Artikel 29 RandNr. 10). Das 
schließt jedoch nicht aus, daß Amtsträger des zur 


Disposition gestellten Bundeslandes wie alle ande- 
ren Staatsbürger ihre Meinung für die eine oder 
andere Lösung frei äußern und für sie eintreten 
können, insbesondere nicht, daß Regierung und ge- 
setzgebende Körperschaften — bezogen auf ihre 
Organtätigkeit — der Öffentlichkeit ihre Politik, 
ihre Maßnahmen und Vorhaben sowie künftig zu 
lösende Fragen zu erläutern (BVerfGE 20,56 
[90/100]). 

1. Der Vorwurf einer Verletzung der Chancen- 
gleichheit durch die Landesregierung verkennt 
den Unterschied zwischen einer Wahl und 
einem Volksentscheid. Während der Akt der 
Wahl unmittelbaren Bezug auf die politischen 
Parteien hat, ist dies beim Volksentscheid nicht 
gegeben.* Bei einer Wahl treten die politischen 
Parteien untereinander in Konkurrenz, und der 
Grundsatz der freien Wahl verlangt die Gleich- 
heit der Chancen der politischen Parteien. Bei 
einem Volksentscheid geht es um das Ja oder 
Nein zu einer speziellen Sachfrage, d. h. welche 
Landeszugehörigkeit ein bestimmter Gebietsteil 
haben soll. Hierbei entscheiden die Bürger sich 
nicht für oder gegen eine politische Partei, aber 
auch nicht für oder gegen Heimatbünde; im vor- 
liegenden Fall für oder gegen den Verein „Ver- 
einigtes Baden-Württemberg e. V." oder die 
„Arbeitsgemeinschaft Badischer Abstimmungs- 
komitees". Letztere sind freie gesellschaftliche 
Gebilde, die sich selbst das Ziel gesetzt haben, 
im Rahmen des verfassungsrechtlich Erlaubten 
ihre Ziele zu propagieren. Im Rahmen dieser 
ihrer Tätigkeit kann sich die Frage der Chan- 
cengleichheit zu den politischen Parteien und 
staatlichen Organisationen nicht stellen (vgl. 
BVerfGE Bd. 13, 54 [83 f.]). Eine Verletzung des 
Grundsatzes der Chancengleichheit wäre allen- 
falls dann durch die staatlichen Organe möglich 
gewesen, wenn einem der Heimatbünde in be- 
sonderem Maße finanzielle Zuwendungen ge- 
macht worden wäre. Von den Einspruchsführern 
wurde aber nicht vorgetragen, daß dem Verein 
„Vereinigtes Baden-Württemberg e. V." mehr 
Mittel zur Verfügung gestellt wurden als der 
„Arbeitsgemeinschaft Badischer Abstimmungs- 
komitees". 

2. Aus den Begründungen der Einspruchsführer 
muß aber entnommen werden, daß sie nicht nur 
eine Verletzung des Grundsatzes der Chancen- 
gleichheit rügen, sondern in den Aktionen der 
Landesregierung auch eine Verletzung des 
Grundsatzes der freien Wahl erblicken wollen. 

Der Grundsatz der freien Wahl bedeutet, wie 
das Bundesverfassungsgericht festgestellt hat, 
„daß jeder Wähler sein Wahlrecht frei, d. h. 
ohne Zwang oder sonstige unzulässige Beein- 
flussung von außen ausüben kann. Durch sie 
soll vor allem die freie Wahlbetätigung ge- 
schützt werden" (vgl. BVerfGE 7, 63 [69]). 
Unabdingbare Voraussetzung für die freie Wahl 
ist der Schutz des Wahlgeheimnisses (vgl. Sei- 
fert, a. a. O. S. 42). Soweit sich die Grundsätze 
der freien und geheimen Wahl (vgl. Artikel 38 
Abs. 1 GG) gegenseitig bedingen, ist weniger 
die freie Willensbildung oder die Freiheit des 
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Entschlusses angesprochen, als vielmehr die 
grundgesetzlich garantierte Freiheit des einzel- 
nen Wählers, seine in der Regel schon vor der 
Wahlhandlung getroffene Entscheidung frei von 
jeder Kontrolle und jedem Druck in der Wahl- 
handlung zu dokumentieren. Diese für die Wahl- 
handlung geltenden Grundsätze müssen im glei- 
chen Maße auch für den Volksentscheid gelten. 
Denn nur dann, wenn diese Grundsätze beachtet 
werden, können aus dem Ergebnis der Abstim- 
mung die gesetzlichen Folgerungen gezogen 
werden. 

Die grundgesetzlich garantierte Entscheidungs- 
freiheit bedeutet daher bei einem Volksent- 
scheid die Freiheit des einzelnen Abstimmungs- 
berechtigten, seine Entscheidung frei von jeder 
Kontrolle und jedem Druck zu treffen. Es muß 
davon ausgegangen werden, daß auch bei einem 
Volksentscheid der einzelne Abstimmungsbe- 
rechtigte in der Regel schon vor der Abstim- 
mungshandlung seine Entscheidung getroffen 
hat. Diese Vorformung des politischen Willens 
wird durch Artikel 5 GG garantiert (vgl. 
BVerfGE 8, 104 [112]). Gerade in einem demo- 
kratischen Staatswesen muß sich die Willensbil- 
dung des Volkes frei, offen und unreglementiert 
vollziehen (vgl. BVerfGE 9, 162 [165]); 20, 
56 [98]). Zwar sind durch Artikel 21 GG die 
politischen Parteien vorrangig zur politischen 
Willensbildung des Volkes berufen, dennoch 
hat das Gesetz ihnen diesbezüglich kein Mono- 
pol (vgL BVerfGE 20, 56 [140]) eingeräumt 
Wenn schon die Ablehnung eines Monopols für 
die politischen Parteien im Wahlkampf gilt, muß 
dies erst recht für einen Volksentscheid gelten. 
Verbänden und Vereinigungen steht daher, 
auch ohne daß sie als notwendige Einrichtungen 
für einen Volksentscheid vorhanden sein müs- 
sen, in besonderem Maße das Recht zu, auf den 
Prozeß der Meinungs- und Willensbildung des 
Volkes einzuwirken. Das besagt aber nicht, daß 
nur die genannten Heimatbünde als Träger des 
Abstimmungskampfes in den Prozeß der Mei- 
nungsbildung eingreifen durften. Auch ist die 
Auffassung falsch, nur Verbände, die sich auf 
das Abstimmungsgebiet beschränkten, dürften 
im Abstimmungskampf meinungsbildend in die 
Auseinandersetzungen eingreifen. Artikel 5 
Abs. 1 Satz 2 GG räumt allen Staatsbürgern, 
unabhängig von ihrer „Gebietszugehörigkeit" 
das Recht der freien Meinungsäußerung ein. 
Kann daher das Tätigwerden der Regierung im 
Rahmen des Meinungs- und Willensbildungs- 
prozesses nicht beanstandet werden, könnte 
allenfalls ein Mißbrauch der der Regierung ein- 
geräumten Möglichkeit und Mittel vorliegen. 

Das Bundesverfassungsgericht hat zur Frage der 
Willensbildung des Volkes und der staatlichen 
Willensbildung festgestellt, daß diese auf viel- 
fältige Weise miteinander verschränkt sind. „In 
einer Demokratie muß sich diese Willensbil- 
dung aber vom Volke zu den Staatsorganen, 
nicht umgekehrt, von den Staatsorganen zum 
Volke hin, vollziehen. Die Staatsorgane werden 
durch den Prozeß der politischen Willensbil- 
dung des Volkes, der in die Wahlen einmündet, 


erst hervorgebracht (Artikel 20 Abs. 2 GG). Das 
bedeutet, daß es den Staatsorganen grundsätz- 
lich verwehrt ist, sich in bezug auf den Prozeß 
der Meinungs- und Willensbildung des Volkes 
zu betätigen; daß dieser Prozeß also grundsätz- 
lich „staatsfrei" bleiben muß. Nebenwirkungen 
der gesetzgebenden Körperschaften und von Re- 
gierung und Verv/altung auf diesen Prozeß sind 
nur dann mit dem demokratischen Grundsatz 
der freien und offenen Meinungs -und Willens- 
bildung vom Volk zu den Staatsorganen ver- 
einbar, wenn sie durch einen besonderen, selbst 
verfassungsrechtlich legitimierenden Grund ge- 
rechtfertigt werden können (vgl. BVerfGE 20, 
56 [99]), Als zulässige Einwirkung betrachtet 
das Bundesverfassungsgericht die sogenannte 
Öffentlichkeitsarbeit von Regierungen und Kör- 
perschaften, soweit sie — bezogen auf ihre 
Organtätigkeit — der Öffentlichkeit ihre Politik, 
ihre Maßnahmen und Vorhaben sowie die künf- 
tig zu lösenden Fragen darlegen und erläutern 
(BVerfGE a. a. O. S. 100). Sind diese Feststellun- 
gen des Bundesverfassungsgerichts auch im we- 
sentlichen auf die Wahlen und in diesem Zu- 
sammenhang auf die politischen Parteien ausge- 
richtet, so können diese Grundsätze, wenn auch 
nicht im Verhältnis der politischen Parteien zu 
den sogenannten Heimatbünden, wohl aber auf 
die Öffentlichkeitsarbeit von Regierung, Land- 
tag usw. im Rahmen des Volksentscheids An- 
wendung finden. 

Auch bei einem Volksentscheid muß davon aus- 
gegangen werden, daß im parlamentarischen 
System der Regierung ein natürlicher Vor- 
sprung an Autorität und der Vorteil, sich in der 
Ausübung der Macht darstellen zu können, zu- 
gute kommt. Dabei ist davon auszugehen, daß 
bei einem Volksentscheid ja letztlich auch über 
die Arbeit der Regierung und der sie tragenden 
Parteien entschieden wird. Der Volksentscheid 
ist keine Abstimmung im luftleeren Raum, viel- 
mehr erfolgt die Vorformung der politischen 
Willensbildung des Volkes in bezug auf die 
Zugehörigkeit eines Landesteiles zu einem Bun- 
desland auf Grund vielfältiger Faktoren. Inso- 
fern stellt sich die Willensbildung als komplexer 
Prozeß dar, bei dem mannigfache Beziehungen, 
Abhängigkeiten und Einflußnahmen mitwirken. 

Ist der Regierung und dem Parlament von 
Baden- Württemberg auf Grund zulässiger Öf- 
fentlichkeitsarbeit, bezogen auf ihre Organtätig- 
keit insofern kein unzulässiger Eingriff in 'die 
Auseinandersetzungen im Abstimmungskampf 
zum Vorwurf zu machen, als sie die Politik des 
Landes Baden-Württemberg und die zukünftigen 
Vorhaben dieses Landes den Abstimmungsbe- 
rechtigten vor Augen führte, kann nur noch 
fraglich sein, ob die Selbstdarstellung in einem 
vertretbaren Rahmen geblieben ist. 

3. Die Vorwürfe, durch unzulässige Einmischung 
der Landesregierung bzw. von Mitgliedern der- 
selben, insbesondere durch Versprechungen, sei 
ein unrichtiges Wahlergebnis herbeigeführt wor- 
den, greifen nicht durch. Dadurch, daß ein Bun- 
desland zur Disposition der Bundesgewalt ge- 
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stellt wird, verliert die Landesregierung nicht 
das Recht, sich für die Beibehaltung des bisheri- 
gen Status einzusetzen. Die Länder sind zwar 
im Rahmen der Neugliederung des Bundesge- 
bietes lediglich Objekte der von Bundes wegen 
vorzunehmenden Neugliederung; diese passive 
Beteiligung nimmt aber auch im Hinblick auf 
die Bundestreue einer Landesregierung nicht 
das Recht der Selbstdarstellung und auf zu- 
künftige Regierungsvorhaben hinzuweisen. Dies 
gilt um so mehr, als der Volksentscheid ledig- 
lich ein Vorverfahren darstellt. Ferner muß der 
Landesregierung das Recht belassen bleiben, 
sich gegenüber Angriffen zur Wehr zu setzen 
und auf mögliche politische und wirtschaftliche 
Folgen der Teilung des Landes hinzuweisen. 

Selbst wenn einige der beanstandeten Verspre- 
chungen und Hinweise auf die Finanzschwache 
eines wiederhergestellten Landes Baden nicht 
mehr zur organschaftlichen Tätigkeit der Regie- 
rung gerechnet werden könnte und damit ihre 
Unzulässigkeit im Abstimmungskampf unter- 
stellt würde, haben sie nach Meinung des Aus- 
schusses auf Grund der Tatsache, daß der größte 
Teil der Wahlberechtigten heute in der Lage ist, 
zwischen Tatsachenbehauptungen und reiner 
Propaganda unterscheiden zu können, keinen 
entscheidenden Einfluß auf das Wahlergebnis 
gehabt. Aus diesem Grunde konnte auch auf 
eine Vernehmung der angebotenen Zeugen ver- 
zichtet werden. 

4. Auch soweit die Einspruchsführer behaupten, 
Ministerien des Landes Baden-Württemberg hät- 
ten sich in die Abstimmung eingemischt, indem 
sie Rundschreiben an die Beamten verschickt 
und auf ihren Diensteid hingewiesen hätten, 
kann der Einspruch keinen Erfolg haben. Das- 
selbe gilt für die Behauptung, in Rundschreiben 
an die Lehrer des Landes Baden-Württemberg 
seien diese angehalten worden, im Staatskunde- 
Unterricht für die Erhaltung des Landes Baden- 
Württemberg einzutreten. 

Der Ausschuß hat keine Veranlassung, an der 
Stellungnahme des Staatsministeriums Baden- 
Württemberg zu zweifeln, in der mitgeteilt 
wird, es treffe nicht zu, die Ministerien hätten 
Rundschreiben an Beamte verschickt, in denen 
unter Hinweis auf den Diensteid eine Stimm- 
abgabe für Baden-Württemberg verlangt wor- 
.den sei. Das Kultusministerium Baden- Würt- 
temberg hat ebenfalls bestritten, Rundschreiben, 
in dem von den Einspruchsführerri genannten 
Sinn versandt zu haben. Der Ausschuß sieht auch 
hier keine Veranlassung, diese Angaben zu be- 
zweifeln, zumal von den Einsprudisführern kein 
entsprechendes Rundschreiben vorgelegt wurde. 

5. Soweit die Einspruchsführer geltend machen, 
von Presse, Rundfunk und Fernsehen sei der 
Landesregierung, dem Landtag, den Parteien 
und öffentlichen Organisationen ein breiter 
Raum zur Verbreitung ihrer Auffassung im Ab- 
stimmungskampf zur Verfügung gestellt wor- 
den, kann der Einspruch keinen Erfolg haben. 


Zunächst muß festgehalten werden, daß zwischen 
den Rundfunk- und Fernsehanstalten einerseits 
und den beiden Heimatbünden andererseits eine 
Verteilung der Sendezeiten vereinbart worden 
war, die weder von der „Arbeitsgemeinschaft 
Badischer Abstimmungskomitees" noch von 
dem Verein „Vereintes Baden-Württemberg 
e. V." beanstandet wurde. Es liegt jedoch in der 
Natur der Sache, daß bei der Berichterstattung 
über öffentliche Veranstaltungen auch hier den 
Vertretern staatlicher Organe ein nicht zu un- 
terschätzender Vorrang eingeräumt wird. Dies 
gilt nicht nur für staatliche Organe, sondern 
auch für Organisationen, die auch sonst in poli- 
tische Auseinandersetzungen von überregiona- 
ler Bedeutung eingreifen. Dieser Vorrang kann 
jedoch nicht als eine Verletzung des Grundsat- 
zes der Chancengleichheit gewertet werden, 
auch kann in ihm kein Verstoß gegen das De- 
mokratiegebot erblickt werden. 

6. Soweit die Einspruchsführer ihren Einspruch da- 
mit begründen, außer der Landesregierung habe 
sich der Landtag, die Parteien, der Deutsche 
Gewerkschaftsbund, Stadt- und Gemeinderäte 
sowie verschiedene andere öffentlich-rechtliche 
Institutionen in unzulässiger Weise in den Ab- 
stimmungskampf eingemischt, kann die Begrün- 
dung nicht durchgreifen. 

Die Entschließung des Landtages vom 27. Mai 
1970 (72. Sitzung des Landtages BW) kann nicht 
als unzulässiger Eingriff in den Abstimmungs- 
kampf gewertet werden. Zwar enthält die Ent- 
schließung unter Nr. 4 eine Warnung vor den 
möglichen Folgen einer Aufteilung des Landes 
Baden- Württemberg, entscheidend ist jedoch die 
Aufforderung an alle stimmberechtigten Bürger 
des Landesteils Baden, sich an der Abstimmung 
zu beteiligen, damit nicht eine kleine Minderheit 
über das Schicksal eines Landes mit über acht 
Millionen Einwohnern entscheidet (Nr. 5). Auch 
diese Aufforderung enthält zwar eine eindeutige 
Parteinahme zugunsten des Bestandes des Lan- 
des Baden-Württemberg. Dies ist jedoch nicht 
zu beanstanden, da es dem Parlament im Rah- 
men seiner organschaftlichen Tätigkeit nicht 
versagt werden kann, im Abstimmungskampf 
zur Abstimmungsfrage Stellung zu nehmen. 
Auch stellt diese Entschließung des Landtages 
keine Verletzung der Bundestreue dar. 

Die für den Landtag als gesetzgebende Körper- 
schaft geltenden Grundsätze gelten in gleichem 
Maße für die kommunalen Vertretungskörper- 
schaften. 

Dabei ist sowohl hinsichtlich der Entschließung 
des Landtages wie hinsichtlich der Stellungnah- 
men der Gemeindevertretungen darauf hinzu- 
weisen, daß die durch sie möglicherweise be- 
dingte Einflußnahme auf die Willensbildung des 
Volkes nur deshalb so bedeutsam erschien, weil 
die sowohl im Landtag wie in den kommunalen 
Vertretungskörperschaften vertretenen Parteien 
eine einheitliche Meinung vertraten. Daß da- 
durch schon rein optisch den Befürwortern der 
Aufrechterhaltung des Landes Baden-Württem- 
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berg ein Übergewicht zukam, ändert nichts an 
den getroffenen Feststellungen. Wäre nämlich 
der Abstimmungskampf auch im Streit der poli- 
tischen Parteien gewesen, wäre es nicht zu einer 
einseitigen Gewichtsverteilung hinsichtlich des 
Meinungsbildungsprozesses gekommen; die 
übereinstimmenden politischen Auffassungen 
bei den Parteien können diese jedoch nicht zu 
einer größeren Zurückhaltung verpflichten, 
wenn es um Fragen von übergeordnetem In- 
teresse geht. 

Der Einspruch läßt sich auch nicht auf die Her- 
ausgabe der Broschüre „Baden-Württemberg ■ — 
Dynamisches Land im Südwesten'' durch die 
Landesregierung stützen. 

Nach Meinung des Wahlprüfungsausschusses 
fällt eine derartige. Broschüre noch in den Be- 
reich „Öffentlichkeitsarbeit" der Regierung. Ob- 
wohl sie für das Land Baden-Württemberg als 
Ganzes wirbt, kann sie nicht als Propaganda- 
schrift im Abstimmungskampf und damit als un- 
zulässige Wahlbeeinflussung gewertet werden. 

7. Soweit die Einspruchsführer rügen, das Abstim- 
mungsergebnis sei dadurch manipuliert und 
verfälscht worden, daß in einigen Gemeinden die 
Wahlwerbung in unzulässiger Weise behindert 
worden sei, betrachtet der Ausschuß. — das be- 
anstandete Vorgehen unterstellt — dies als 
eine Verletzung der Neutralitätspflicht. 

Das durch Artikel 5 GG garantierte Recht der 
freien Meinungsäußerung und im Rahmen 
organschaftlicher Tätigkeit nicht zu beanstan- 
dende Vorgehen staatlicher Organe findet seine 
Grenzen dort, wo die Einmischung in den de- 
mokratischen Prozeß der staatlichen Willensbil- 
dung durch Einsatz staatlicher Machtmittel 
— personeller und finanzieller Art — erfolgt, 
der auf eine Manipulation der freien Entschei- 
dung des Bürgers gerichtet ist. Eine derart un- 
erlaubte Einmischung sieht der Ausschuß in 
den behaupteten Vorgängen in den Städten Hei- 
delberg und Karlsruhe sowie in jenen Städten, 
in denen, nach dem Vortrag der Einspruchsfüh- 
rer, Werbeplakate nur für den Verein „Verein- 
tes Baden- Württemberg e. V." zugelassen wor- 
den sind. 

Der Ausschuß ist jedoch der Meinung, daß die- 
ses unzulässige Eingreifen nicht in so starkem 
Maße auf die freie Willensbildung des Volkes 
eingewirkt hat, daß es entscheidend auf das 
Abstimmungsergebnis Einfluß nehmen konnte. 
Dabei ist zu bemerken, daß Werbeplakate nur 
ein zusätzliches Werbemittel neben vielen an- 
deren Werbemöglichkeiten sind. 

8. Der Hinweis der Einspruchsführer, das Abstim- 
mungsergebnis sei durch Täuschungen und Dro- 
hungen in entscheidendem Maße verfälscht wor- 
den, kann nicht durchgreifen. 

Soweit angeblich Täuschungen und Drohungen 
in Anzeigen von Zeitungen erschienen sind, 
muß zunächst festgestellt werden, daß es sich 
dabei möglicherweise um eine Wahlbeeinflus- 


sung handelt, die jedoch nicht als amtliche 
Wahlbeeinflussung gewertet werden kann. Pri- 
vate Wahlbeeinflussung wurde aber bereits zur 
Zeit des Kaiserlichen Reichstages nur dann als 
rechtlich relevant angesehen, wenn gleichzei- 
tig eine Verletzung des Wahlgeheimnisses be- 
hauptet wurde. Wahimanöver, mochten sie auch 
noch so verwerflich sein, z. B. Täuschungen und 
Lügen, wurden nach ständiger Praxis des Reichs- 
tages nicht als Beeinträchtigung der Wahlfrei- 
heit angesehen. Auch wenn das Wahlmanöver 
gerichtlich erwiesen war, machte der Reichstag 
für die Zwecke der Wahlprüfung davon keinen 
Gebrauch. Dies galt auch dann, wenn Wähler 
angeblich bei der Ausübung ihres Wahlrechts 
Opfer der im Wahlkampf vorgekommenen Täu- 
schungen und Lügen geworden waren (vgl. Hat- 
schek, Parlamentsrecht, S. 562). Diese Rechts- 
auffassung, die als überkommener Grundsatz 
auch noch für das heutige Wahl prüfungsrecht 
gilt (vgl. Drucksache W1311 S. 32), muß in 
gleichem Maße bei einem Volksentscheid An- 
wendung finden. 

Die hier getroffenen Feststellungen gelten aber 
nicht nur für Publikationen in einem Presse- 
organ, sondern in gleichem Maße für Flugblät- 
ter, für die die sogenannten Heimatbünde ver- 
antwortlich zeichnen. Dabei kann es auch keine 
Rolle spielen, ob im Einzelfall Namen von Per- 
sönlichkeiten, die vorher nicht um ihre Einwil- 
ligung befragt worden waren, unter Aufrufen 
aufgeführt wurden. Insofern liegt lediglich eine 
nicht-relevante Täuschung vor. 

9. Auf das behauptete Verhalten der Fabrikanten 
Dr. Freudenberg, Dr. Fischer sowie des Verle- 
gers Dr. Burda können die Einspruchsführer 
ihren Einspruch nicht stützen. 

Soweit die Genannten als Privatpersonen in den 
Abstimmungskampf eingegriffen haben, könnte 
ihre Tätigkeit lediglich als private Wahlbeein- 
flussung gewertet werden, die nach ständiger 
Praxis im Wahlprüfungsverfahren nur dann als 
rechtlich relevant angesehen werden könnte, 
wenn gleichzeitig eine Verletzung des Wahl- 
geheimnisses behauptet oder geltend gemacht 
worden wäre, daß Wähler auf Grund von sozia- 
len Abhängigkeitsverhältnissen Izur Abgabe 
ihrer Stimme in einem bestimmten Sinne ge- 
zwungen worden wären (vgl. Seiffert, Bundes- 
wahlgesetz, S. 349; Hatschek a. a. O., S. 548 f.; 
Drucksache VI/1311 S. 32). Aus den dem Aus- 
schuß zugeleiteten Stellungnahmen und beige- 
fügten Anlagen ist aber nach Überzeugung des 
Ausschusses ersichtlich, daß soziale Abhängig- 
keitsverhältnisse nicht ausgenutzt wurden, um 
Abstimmungsberechtigte zur Abgabe ihrer Stim- 
me in einem bestimmiten Sinne zu zwingen. 
Alle Abstimmungsberechtigten hatten die Mög- 
lichkeit, ihre Stimme ohne Verletzung des 
Wahlgeheimnisses abzugeben. 

Zwar läßt sich aus dem Gesetz zur Vorläufigen 
Regelung des Rechts der Industrie- und Han- 
delskammern eine Verpflichtung der Mitglieder 
der Handelskammern nicht entnehmen, für die 
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Aufrechterhaltung des Landes Baden-Württem- 
berg einzutreten. Nach diesem Gesetz haben 
— wie in der Stellungnahme des Bundesmini- 
sters des Innern zu Recht ausgeführt wird — die 
Industrie- und Handelskammern das gesamte 
Interesse der ihnen zugehörenden Gewerbe- 
treibenden ihres Bezirks wahrzunehmen und für 
die Förderung der gewerblichen Wirtschaft ein- 
zutreten. Aber selbst wenn die Vollversamm- 
lung einer Kammer einmütig die Auffassung 
vertreten haben sollte, die Aufrechterhaltung 
des Landes Baden-Württemberg liege im wohl- 
verstandenen Interesse der Wirtschaft des Kam- 
merbezirks, so könnte daraus keine Verpflich- 
tung der Mitglieder der’ Kammer zur Partei- 
nahme in der Abstimmungsfrage abgeleitet wer- 
den. 

Soweit dies dennoch vielleicht auf Grund rechts- 
irriger Annahme ^ einer entsprechenden Ver- 
pflichtung erfolgt sein sollte, wäre damit in un- 
zulässiger Weise in den freien Willensbildungs- 
prozeß des Volkes eingegriffen worden. Auf 
Grund der von den Einspruchsführern nicht be- 
strittenen Gegenpropaganda muß diese Einfluß- 
nahme jedoch als so gering betrachtet werden, 
daß sie auf das Abstimmungsergebnis keinen 
Einfluß ausgeübt hat. 

10. Auch soweit die Einspruchsführer rügen, entge- 
gen demokratischen Grundsätzen seien nicht 
die Träger des Abstimmungskampfes, sondern 
die politischen Parteien bei der Besetzung der 
Kreiswahlausschüsse berücksichtigt worden, 
kann der Einspruch keinen Erfolg haben. 

Aus der Stellungnahme des Staatsministeriums 
ergibt sich, daß der Landesabstimmungsleiter 
zwei Beisitzer des Landesabstimmungsausschus- 
ses entsprechend den Vorschlägen des Heimat- 
bundes „Badenerland" berufen hatte. Außer- 
dem hat der Landesabstimmungsleiter alle Ge- 
meinden des Abstimmungsgebietes auf die ge- 
setzlichen Bestimmungen hingewiesen. Die Ein- 
spruchsführer haben nicht vortragen können, 
trotz vorhandener Vorschläge aus ihren Reihen 
seien diese nicht berücksichtigt worden, sondern 
Vertreter der politischen Parteien, deren Auf- 
fassung zum Volksentscheid bekanntgewesen 
sei, in die Kreiswahlausschüsse berufen worden. 
Im übrigen ergibt sich aus der Stellungnahme 
des Staatsministeriums, daß die Vorwürfe der 
Einspruchsführer nicht haltbar sind, weshalb 
diese ihren Einspruch insofern auf die angeb- 
lichen Beanstandungen nicht stützen können. 

IIL 

Können die Einspruchsführer daher mit den ein- 
zelnen von ihnen vorgetragenen Einspruchsbegrün- 
dungen nicht gehört werden, reichen sie auch in 
ihrer Gesamtheit nicht aus, dem Einspruch zum 
Erfolg zu verhelfen. 

Der Wahlprüfungsausschuß ist zwar der Meinung, 
daß kleine Wahlfehler vorgekommen, andere mit 
an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit nicht 


ganz auszuschließen sind, er ist jedoch der Über- 
zeugung, daß auch bei Unterstellung der nicht aus- 
zuschließenden Wahlfehler diese keinen entschei- 
denden Einfluß auf das Abstimmungsergebnis ge- 
habt haben können. Wenn für die Wiederherstel- 
lung Badens nur 288 813 Stimmen (= 18,07 Vo) bei 
einer Wahlbeteiligung von 62,83 Vo abgegeben wur- 
den, so läßt dieses Abstimmungsergebnis an Deut- 
lichkeit nichts zu wünschen übrig. Da es aber, wie 
bei der Wahlprüfung, auch bei der Prüfung der Ord- 
nungsgemäßheit einer Abstimmung nur darauf an- 
kommen kann, ob festgestellte oder behauptete 
Mängel Einfluß auf das Ergebnis des Volksent- 
scheids gehabt haben oder gehabt haben könnten, 
d. h. das gesetzlich vorgeschriebene Quorum hätte 
erreicht werden können, stellt der Ausschuß auf 
Grund des Abstimmungsergebnisses fest, daß mit 
einem anderen Abstimmungsergebnis, selbst bei 
Unterstellung einiger Wahlfehler, nicht gerechnet 
werden konnte. 

Der Einspruch war daher in vollem Umfange als 
offensichtlich unbegründet (§ 6 WPG) zurückzuwei- 
sen. 

' IV. 

Die Köstenentscheidung beruht auf § 19 Abs. 1 WPG. 
Mit dieser Bestimmung soll ermöglicht werden. 
Wahlberechtigten oder Gruppen von Wahlberechtig- 
ten, die nicht in amtlicher Eigenschaft (vgl. § 2 
Abs. 2 WPG) Einspruch einlegen, die notwendigen 
Auslagen zu erstatten, wenn dem Einspruch statt- 
gegeben oder dieser nur deshalb zurückgewiesen 
wird, weil der geltend gemachte Mangel keinen 
Einfluß auf das Wahlergebnis gehabt hat. Die Be- 
stimmung des § 19 Abs. 1 WPG muß als Anpassung 
an die dargelegte Entscheidungspraxis des Deut- 
schen Bundestages in Wahlprüfungsangelegenheiten 
angesehen werden, nach der Wahlfehler nur dann 
als erheblich zu werten sind, wenn sie für die 
Sitzverteilung im Deutschen Bundestag von Ein- 
fluß gewesen sind oder sein könnten. Dieser Grund- 
satz ist auch bei der Prüfung der ordnungsgemäßen 
Durchführung einer Abstimmung anzuwenden. 

Auf Grund der vom Wahlprüfungsausschuß vor- 
genommenen Prüfung läßt sich nicht mit an Sicher- 
heit grenzender Wahrscheinlichkeit ausschließen, 
daß in einzelnen Fällen Wahlfehler vorgekommen 
sind. Aus diesem Grunde hat er beschlossen, gemäß 
§ 19 Abs. 1 WPG den Einspruchsführern ein Zehntel 
der notwendigen Auslagen zu erstatten. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Ge- 
setzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten 
Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesverfas- 
sungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages . — ... — beim Bundesverfassungs- 
gericht eingegangen sein. 
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